










M e i n u n g  Magaz in  W W 

I Erst Sicherheit, dann Frieden 

Zur Si tua t ion  in Nahost  

von Cordula Drau tz  und 
lnken Wiese 

Mehr als 1200 Libanesen und Israelis sind 
bereitswährendderjüngsten Kampfhand- 
lungen umsLeben gekommen,noch mehr 

Menschen.darunterzahlreiche Zivilisten, wurden 
verletzt. Die Infrastruktur des südlichen Libanon 
ist zerstört. Auf beiden Seiten der Grenze ist die 
Zivilbevölkerung aufder Flucht vordem Krieg.Trotz 
der UN-Resolution vom ii.August ist der Frieden 
noch in weiter Ferne. 

DieInternationaleGemeinschaft möchtenun 
mit der Entsendung einer 15.ooo-Mann starken 
Truppe das Ende der Kampfhandlungen überwa- 
chen und eineAtmosphäreschaffen,dieeine lang- 
fristige Lösungdes Konfliktsvorbereitet.Hilfsorga- 
nisationen soll der Zugang zur Zivilbevölkerung 
verscham und eine sichere Rückkehrvon Flücht- 
lingen ermöglicht werden. Die von der libanesi- 
schen Regierung zu entsendenden 15.000 Solda- 
ten bei der Entwaffnungvon Milizen und bei der 
WiederherstelIungihrervollenSouveränität über 
den Südlibanon zu unter~tützen~sind Aspekte des 
verlängerten Mandats der UN-Stabilisierungstrup- 

An der Mission einer solchen internationalen 
Friedenstruppesollen auchdeutscheSoldaten be- 
teiligtsein.Sowünschtes zumindest einhellig die 
israelische Regierung.Die Debatteaufdeutscher 
Seite hingegen ist hochkontrovers. 

Unseres Erachtens müssen dabei folgende 
Fragen im Zentrum stehen: 
Ist die Intervention einerdritten Partei in Form 
einer internationalen Schutztruppe - unab- . . 
hängig von einer deutschen Beteiligung-für 
beide Konfliktparteien von sogroßem Gewicht. 
dassein ~ndeder~am~fhand l in~endauerha f t  
unterbunden werden kann? 
Kann DeutschlandalsTeileiner Friedenstruppe 
dasVertrauen,dasesim NahenOstengenießt, 
undseinestabilen Beziehungen zuallenSeiten 
des Konflikts zur Unterstützung eines Friedens- 
Prozesses tatsächlich und über den Nutzen 
einer solchenTruppe hinaus einsetzen? 
Welche realistischen Perspektiven gibt es nach 
einer möglichenVerhinderung weiterer militä- 
rischerAuseinandersetzung überdas israelisch- 
libanesische Grenzgebiet hinaus? 

Die kurzfristigePerspektiveist klar:Die Waf- 
fenruhe muss hergestellt und überwacht 
werden. Dies wird auch endlich ein Ende 

der zu verurteilenden Angriffe aufzivile Ziele mit 
sich bringen. Die Abwesenheitvon kriegerischen 
Auseinandersetzungen wird jedoch ohne damit 
einhergehende Frieden schaffende Schritte,,nurU 
eine fragile Situation stabilisieren, aber keine 
dauerhafte Sicherheits- und Friedensordnung 
etablieren. Dies erfordert die Lösung der komple- 
xen Probleme des Nahostkonfliktes wie Grenz- 
Ziehungen. Flüchtlingsfragen und das regionale 
Demokratiedefizit. 

Politics needs Pop 
needs Politics! 

von Leonhard Dobusch und 

Lars Kl ingbei l  

.Wenn der Vorhang fällt, sieh hinter die Kulissen, 
die Bösen sind oft gut und die Guten sindgerissen, 
Geblendet vom Szenario erkennt man nicht, 
die wahren Dramen spielen nicht im Rampenlicht." 
(Freundeskreis -, Wenn der Vorhang fällt'y 

Wenn Pop politisch wird kanndasleicht in 
platten Botschaften münden. So erfreut 
sich Rio Reisers Agit-Popa la.,Macht kaputt 

waseuch kaputtmacht"inzwischen auch aufver- 
anstaltungenderNPDgrölender Beliebtheit. Nicht 
minder platt endet aber in der Regel Politik.die 
auf Popsetzt:Ob bei der parteienübergreifenden 
Wiederverwertung von ,,Final Countdown" zum 
Wahlkampfabschluss oder dem peinlichen Ver- 
zicht auf die Übersetzungvon englischenTexten 
(soschunkeltedieCDU zu..Angie"vonden Rolling 
Stones). selten harmonieren Pop und Politik auf 
einerBühne.Auch Pop-Polit-Allianzen.wiedievon 
Oasisund Blairs.,NewLabour"MittedergoerJah- 
re, sind oft nur von kurzer Dauer. 

Dabei täte es der Politik guttauf differenzierte- 
reTeile der Popkulturals Spiegelbild gesellschaft- 
licher Entwicklungen im wahrsten SinnedesWor- 
teszu hören:Mit.,Müssen nurWolienW setzten sich 
,,Wir sind Helden" bereits zoo3 kritisch mit Phäno- 
menen auseinander, die heute als ,.Generation 
Praktikum" in aller Munde und auf so mancher 
5traßesind.Und wer unter Hip-HopnurGangster- 
Lyrik versteht.der könnte bei näherem Lauschen 

von Zuwanderern regelmäRigesThema (z.B..,lch 
hörteschon im Kindergarten WeiRezu mir Nigger 
sagen,die Klischees nicht hinterfragen"aus Brot- 
hers Keepers,.Adrianom). Fettes Brot koppelnTexte 
über alleinerziehende,,Working Poor" sogar als 
Single aus: 

.Sie weip nicht mehr. wie lange das schon geht, 
doch für siefühlt es sich an, als wär'es ewig, 
sie und ihr Kind und diezwei verdammten Jobs, 
zum Sterben zu viel und zum Leben zu wenia." 
(Fettes Brat -,,Soli das alles sein?'y 

Umgekehrt sind aber auch Künstlerinnen 
und Künstler,insbesonderedievon Morgen, 
auf die Politik. auf politische Rahmenbe- 

dingungen angewiesen. Denn mit der Freiheitvon 
Kunst und Kultur ist es wie mit allen Freiheiten: 
Sie ist paradox, erst staatliche Regeln, Beschrän- 
kungen und Förderungen machen sie möglich. Eine 
zentrale Rolle spielt beispielsweise der Umgang 
mi t  Urheberrechten. Die beiden produktivsten 
Musikrichtungen der letzten Dekade-elektroni- 
scheMusikaufdereinen.HipHopaufderanderen 
Seite - basieren beide auf dem Remix vorherge- 
hender Werke. Die Freiheit, diese neuen Werke 
auch erschaffen zu dürfen, stellt sich aber nicht 
von selbstein.Sie mussvon der Politikgegentech- 
nisch und finanziell Stärkere mi t  staatlich-recht- 
lichen Mitteln verteidigt werden. 

Problematisch ist dabei allerdings der kaum 
vorhandeneDialog zwischen Politikund Popkultur: 
Treffen mit Lobbyisten der Plattenindustrie können 
eine eigenständige Auseinandersetzung mit pop- 
kulturellen Fragen nichtersetzen.Niemanderwar- 
tet,dass auf dem nächsten SPD-Bundesparteitag 
nach der Redevon Kurt Beck Kettcar oderTomte 
die Bühne stürmen und zur Revolution aufrufen. 
Aber Dialogund dieKontaktezwischen linker Poli- 
tik und Kulturszene zu verstärken,das sollte Ziel 
sein. Die spw kann hier einen Beitrag leisten. 
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SPw Meinungsstark! 
Zukunft nur mit ,,Zukunft der Arbeit" war das Thema einer von 

der ,,Denkfabrik" Anfang 2006 durchgeführten Links! 
guter Arbeit Diskussionsreihe im Deutschen Bundestag. Konzi- 

piert und durchgeführt wurde diese Reihe map- 
geblich durch die Mitglieder ~ a r i e - ~ u i s e  Beck und In der Sozialdemokratie! 

Posi t ionen der  SPD-Denkfabrik zur  Larissa Schuiz-Trieglafl Die .,Denkfabrik" ist ein 
ZusamrnenschlussjüngererSPD-Bundestagsabge- 

„Zukunf t  de r  Arbei t "  ordneter und wissenschaftlicher Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitei: deren Ziel es ist, sozialdemokra- 

1 von  Frank Schwabe und Inken Wiese 

Foto i h r i t a n  Kiel 

tische Antworten auf die zentralen Zukunjtsfragen 
zu geben. Gernäp ihrem Selbstverständnis, einen 
Raum für ungeschminkte Diskussionen zu bieten 
und kreativer lmpulsgeber innerhalb der Sozial- 
demokratie zu sein, veranstaltet die,.Denkfabrikr' 
regelmäpig Diskussionsveranstaltungen zu The- 
men sozialer Gerechtigkeit. Hinweise auf aktuelle 
Veranstaltungen sind unter wwwspd-denkfabrik. 
de zufinden. Die vollständige Fassung des Positi- 
onspapiers, aus dem hier Auszüge zitiert werden, 
kann ebenfalls dort herunter geladen werden. 

Arbeit ist ein wesentlicher ßeststandteil 
unseres Lebens.Siestiftet Sinn undscham 
Identität. Erwerbsarbeit ist dabei einezen- 

trale Vorraussetzung für die Teilhabe am gesell- 
schaftlichen Leben. Sie sichert den Lebensunter- 
halt,ermöglicht die Schaffungvon Wohlstand und 
bildet dieGrundlagefürdie Finanzierungunserer 
Sozialsysteme. Damit ist Erwerbsarbeit die Bedin- 
gung für ein selbstbestimmtes Leben und für 
gesellschaftliche Anerkennung.Allerdings i s t  ein 
großer Teil der Menschen in Deutschland von 
weiterführender Bildung und Qualifizierung sowie 
von angemessener Entlohnung ausgeschlossen. 
Wir befürchten eine zunehmende Entsolidarisie- 
rung.da der Druck,unterdem gearbeitet wird.die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmerzerrnürbt 
und der Kampf um Arbeitsplätze wächst. Unter 
diesem Druck gerieren sich Slogans wie.Haupt- 
sache Arbeit!" als sozial, da sie jede Form von 
ßeschäftigungalserstrebenswert darstellen.Die 
Debatte umdieZukunft der Arbeit kann aber nur 
mi t  klaren Forderungen zur Qualität von Arbeits- 
plätzen geführt werden. 

I Prämienpaket 1: I Prämienpaket 2: I Prämienpaket 3: 

I t l d t  und Go"ve,nement.litä 
Barir Michel 
i56Seiten i 4 , g o f  

G Itrirh - Kleine Gesrhichte 
des Kapitali,mu< 
Georg Fulberth 
376 Seiten is.80 € 

ich möchte ein spw-Probeheft! 

Ich abonniere spw für mindestens 
zwölf Monate ab Heft: 

Normal-Abo (~~.ao€inland.inkl.Verrand; 
37,ooe bei Bankeinzug) 

Auslands-Abo (42.0oeinkl.veirand) 

D ich wähle das spw-Prämienpaket: 

Die spwgeht an: 

Name,Vorname 

Straße, NI 
PL2,Ort 

Telefon 

E-Mail 

Datum.Unter$chrift 

Ich wünsche ßankeinzug: 

Geldinstitut 

Bankleitzahl 

Konto-Nr 
Datum, Unterichiin 

Ich zahle per Rechnung. Die Rechnung geht an: 

Name.Vorname 

Straße, Nr 

PLZ, Ort 

Datum,Unterichriit 

Ich möchte regelmäßig mit dem spw E-Mall- 
Newsletter informiert werden. 

E-Mail 

IPW erscheint ab 2007 mit acht Heiten im Jahr bei einem Geramtumfangvon~a.480Seiten. Die Kündigungdeiabonnementr ist unter 
Einhaltungeiner dreimonatigen Frist nurzvm Jahresende möglich. 
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Wohin steuert die persaldoist dem Straußder bürokratischen Rege- 
lungen eine weitere Schattenblume hinzugefügt. 

Bundesregierung? 
lmaktuellenZusammenspielvonHaushaltsiöch- 

ern auf allen staatlichen Ebenen, Umsatzsteuerer- 
D ie  ak tue l le  Deba t t e  zur höhungundgeplanten BelastungendurchGesund- 

heitsreform entsteht der Eindruck, kleineLeute und 
Reform de r  Unternehmensteuern Mittelstand zahlten die Zeche. Entlastungen wie 

diese Unternehmensteuerreform sind auf Betrie- 
von  M a i k e  Rohwer be beschränkt und dürften auch dort zugunsten 

der Global Player wirken: Es geht ja um die Posi- 
tionierung im internationalen Steuersenkungs- 

H H  wettbewerb und weniger um den regional tätigen 
Mittelständler. Die Auswirkungen dieser Abwärts- 
spiraie werden aber nicht zu Endegedacht. 

Der Koalitionsausschuss hatvorder parla- 
mentarischen Sommerpause Eckpunkte 
füreineSteuerreformverabschiedet.Unter 

anderem soll eine Abgeltungssteuer (2007 25%. 
ab 2008 30%) erhaltene Zinsen erfassen,zurVer- 
breiterungder Bemessungsgrundlage sollen hin- 
gegengezahiten Zinsen hinzugerechnet werden. 
Die Überlegung,erhaltene Zinsen mit einer Abgel- 
tungssteuer zu belegen. ist positiv: EchteVerein- 
fachungdurch striktenbgeltung steht hier aller- 
dings gegen die Option zur Einzel-Versteuerung 
und Anrechnung für Kleinsparer Die Hinzurech- 
nung gezahlter Zinsen bei Unternehmen trägt 
ohne Frage zur Verstetigung des Steueraufkom- 
mensinsbesondereder Kommunen bei.Die bisher 
bekannten Modellesind allerdings höchst kompli- 
ziert und widerstreben dem allseits postulierten 
Ziel .,Bürokratieabbau". Hier muss ein Weggefun- 
den werden.mit demvorallem gewinnverlagern- 
de Kreditkonstrukte internationaler Unternehmen 
erfasst werden. lnternationaleverrechnungsprei- 
se müssen unabhängig davon weiterhin einem 
besonderen Augenmerk unterliegen. 

Ob die technischen Modelle, also steuerfreie 
Rücklagen,zur Übertragungder Senkungder Ein- 
kommensteuer auf betriebliche Einkünfte bei der 
funktionieren werden,ist zurzeit offen:Wenn nur 
Steuer-Stundung erreicht wird, hat der einzelne 
Mittelständlerweniggewonnen,derStaat hatdie 
gebündelten Einnahmeverluste zu verkraften und 

Ob es gelingt, die postulierte Begrenzung 
der steuerlichen Entlastung auf fünf Milliarden 
Euroeinzuhalten, kann skeptisch gesehen werden. 
Diese Milliarden werden auf der Einnahmeseite 
den öffentlichen Haushalten später fehlen und 
sich entweder in Leistungskürzungen oder Erhö- 
hung anderer Abgaben bemerkbar machen. Die 
Gesamt-Belastung der Bürgerinnen und Unterneh- 
men durch 5teuern.Abgaben und bürokratische 
Regelungen wird wohl nicht gesenkt werden.Bei 
der Umsetzung der Steuergesetzgebung ist beson- 
ders wichtig,dasssieeinfach undvermittelbarwird. 
Komplexe Regelungen schaffen nur(weitere)Aus- 
weichmögiichkeiten. Im Zweifel ist daher pauscha- 
lierenden Lösungen dervorzugvor-scheinbarer 
- Einzelfallgerechtigkeit zu geben. W 

D Maikc Rohwer 
ist Mitgiedder SPO-lander- 
~rrtandrschierwig-Holitein. 
Siearbeit als Steuerberater," 
und Cerrhanrfvhrerin der 
Steuerberaterverbandei 
Schle5wip-HOliteineVund 
lebt in Ncumunrter 

Als junge und progressive SPD-Bundestagsab- 
geordnete,alsderen Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beiter,als Freundinnen und Freundeder Sozialde- 
mokratie fordert die .,Denkfabrik" auch in einer 
Großen Koalition ein klares Bekenntnis zu guter 
Arbeit als Leitbild des Regierungshandelns. Forde- 
rungen nach einer Rente mit 67ohne flankieren- 
de Maßnahmen wie Beschäftigungssicherung, 
Weiterbildung oder Gesundheitsschutz passen 
nicht zu einem Leitbild von guter Arbeit. Unser 
Beitrag konzentriert sich bewusst auf beschäfti- 
gungspolitische Aspekteder Sicherungvon guter 
Arbeit für Menschen in Beschäftigungsverhält- 
nissen mit unterschiedlich ausgeprägter Qualifi- 
zierung.Dies kannjedoch nicht eine Arbeitsmarkt- 
politik ersetzen, die sich die Schaffung von 
Arbeitplätzenfür unddie Re-lntegrationvon Lang- 
zeitarbeitslosen zum Ziel gemacht hat. Dafür 
benötigt die Sozialdemokratie einmal mehr ein 
Konzept nachhaltiger Wirtschaftspolitik. Dieser 
Herausforderung will sich die ,,Denkfabrik" zu- 
künftig stellen. 

Kein Ende de r  Erwerbsgesellschafi 

Den Strukturwandel in der Arbeitswelt im 
Sinneder Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
zu gestalten und nicht ausschließlich den wirt- 
schaftlichen Interessen unterzuordnen,das bleibt 
eine der wichtigsten Aufgaben für Sozialdemo- 
kratinnen und Sozialdemokraten. Wir wollen 
Menschen,die von Erwerbslosigkeit bedroht oder 
betroffen sind, Lösungen anbieten. Gleichzeitig 
benötigen wir einen breiten Konsens darüber, 
dass dieTeilhabe alleram Erwerbsleben dievor- 
raussetzungfür unseren Sozialstaat und für den 
solidarischen Zusammenhalt unserer Gesell- 
schaft ist. Die Fragevon Gestaltung und gerech- 
ter Verteilung von Arbeit. die Frage nach einer 
gerechten Verteilung des durch Produktivitäts- 
fortschritt und Rationalisierungsprozess erreich- 
ten Wohlstandes - dazu gehärt auch Zeitwohl- 
stand-und nach derVerteilung sozialstaatlicher 
Leistungen berührt das demokratische Funda- 
ment unseresGemeinwesens.Jedearbeitsmarkt- 
und beschäftigungspolitische Maßnahme wirkt 

sich alsoauf diesozialen Grundlagen der Demo- 
kratie aus. Die veränderten Realitäten auf dem 
Arbeitsmarkt dürfen nicht einseitig zu Lasten des 
Arbeitnehmers (prekäre Beschäftigungsverhält- 
nisse) und derGemeinschaft (Subventionierung 
von Geringverdienern und Alimentierung von 
Arbeitslosen) gehen.Wir wollen das Leitbild des 
Normalarbeitsverhältnisses an die neuen Reali- 
täten anpassen. es aber nicht aufgegeben. Ge- 
wünschte und ungewünschte Brüche in der Er- 
werbs- und Lebensbiographie müssen daher 
besser abgesichert werden. Die Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer bleiben so die Gestalter 
des Wandels der Arbeitswelt und werden nicht 
zu seinen Getriebenen. 

Unser Ziel: Gu te  A rbe i t  

Gute Arbeit ist die Voraussetzung für ein 
gutes LebmGuteArbeit mussflexibel sein 
fürbeideSeiten,sich in ihren Bedingungen 

an Lebensphasen,Leistungsfähigkeit unddiewün- 
sche des Einzelnen anpassen.GuteArbeit soll für 
den Einzelnen und für die Gesellschaft sinnvoll 
sein,siesoll gesellschaftlichen Wohlstand schaffen 
undallen Menschenermöglichen,daran teilzuha- 
ben. Gute Arbeit ist qualifiziert, sie wird gerecht 
entlohnt und erhält Gesundheit und Würde. 

Wir unterstützen daher Initiativen für die För- 
derung von guter Arbeit. Die Initiative .,Neue 4 , , 
Qualität der Arbeit" (INQA) zeigt,dass die Quali- 
tät der Arbeit und dieZahl derArbeitsplätzezwei 
Seiten derselben Medaillesind. Denn nur sichere 
und gesunde Arbeitsplätze können auf Dauer 
produktiv und wettbewerbsfähig sein. Dazu ge- 
hört auch die Schaffung von Arbeitsplatzbedin- 
gungen,diedieGesundheit biszum Renteneintritt 
erhalten. M i t  gutem Beispiel geht auch die iG 
Metall in Nordrhein-Westfalen voran. Ihre Kam- 
pagne ,,besser statt billiger" hilft Betrieben, ge- 
meinsam mit  ihren Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beitern frühzeitig Defizite zu entdecken und 
Chancen anzupacken. t 



. Personen & Positionen Meinung. 

Von der Arbeitslosen- zur 
Beschäftigungsversicherung 

Gute Arbeitsplätze müssen wettbewerbs- 
fähig bleiben und weitere neuegeschaffen 
werden. Dazu müssen wir auch die stei- 

gendezahl prekär Beschäftigtergesetzlich besser 
absichern und ein dicht gewebtes Netz externer 
und interner Personalpolitik schaffen. Einzelne 
Maßnahmen greifen hierfast immerzu kurz.Was 
gebraucht wird, ist ein Wechsel des Systems,an 
dem sichallePartner,aisoauch die Unternehmen, 
beteiligen. Denn nicht mehr nur der Schutz vor 
demVerlustvon Arbeit und den damit verbunde- 
nen sozialen Konsequenzen muss organisiert 
werden. lm Zentrum müssen nun auch Beiträge 
zur Arbeitsförderung stehen, die Beschäftigung 
sowohl sichert als auch gegen Arbeitslosigkeit 
absichert. 

Von einerWeiterentwicklung der Arbeitslosen- 
versicherung hin zur Beschäftigungsversicherung 
würden auch diejenigenversicherten profitieren, 
die nicht von Arbeitslosigkeit betroffen sind. Denn 
Ansprüche erwachsen nicht erst, wenn Arbeits- 
losigkeit bereits eingetreten ist. 

Elemente einer solchen Beschäftigungs- 
versicherungen wären MaRnahmen wie 
Weiterbildun~skonten. Arbeitszeitkonten 

selbstständig zu rnachen.zeugtvon Mut und Krea- 
tivität und mussdaherinjeder Hinsicht unterstützt 
werden. Für viele, die keinen festen Arbeitsplatz 
finden,ist es heutedieeinzige0ption.Jedochver- 
fügen diese..neuen Selbständigen" zumeist nicht, 
wie bisher üblich, über einen gewissen Kapital- 
stock. Wer scheitert, darf nicht in Armut fallen. 
Sonst droht uns ein neues Lumpenproletariat! 

Guter Lohn für gute Arbeit 

DieWirtschaft steht in der Pflicht,alie Formen 
von Arbeit gerecht zuentlohnen.Dazu gehört auch 
dieEntlohnungvon Auszubildendenund Praktikan- 
tinnen und Praktikanten in angemessener Form. 
Die unredliche Überdehnung des Begriffs Prakti- 
kum seitens der Wirtschaft hat zu einem Prakti- 
kanten-Arbeitsmarkt geführt:Junge.qualifizierte 
MenschenineigenverantwortlichenVollzeitarbeits- 
plätzen erhalten keine oder nur eine geringever- 
gütung.Steuern oder Sozialversicherungsbeiträge 
werden fürsie nichtabgeführt-zumTeil erhalten 
siesogarUnterstützungausSteuerbeiträgen-und 
sie genießen keinerlei arbeitsrechtlichen Schutz. 
Diese Arbeitsverhältnisse haben nichtsmit einem 
Praktikum zu tun. Sie sind schlicht prekär -oder 
deutlicher:Ausbeutung. 

träge werden festgeschrieben und wachsende 
Ausgaben werden in Zukunft nurvon den Arbeit- 
nehmern getragen. Die SPD hat sich zu defensiv 
verhalten. Die Horrorszenarien wiedie Forderung 
nach Ausgrenzung häuslicher Unfalirisikenwaren 
CDUICSU-Verhandlungstricks-und politisch chan- 
cenlos. Ausgrenzungen kommen jetzt durch die 
Hintertür.Was als ErweiterungderWahlmöglich- 
keiten der Versicherten bejubelt wird. bedeutet 
Einschränkungfürall jene,die auf Solidarität an- 
gewiesen sind: Den Kassen sollen mehr und neue 
Möglichkeiten geboten werden.sich dort zu kon- 
zentrieren,wo Nachfrage lockt. Doch werchronisch 
krank und arm ist, dem schaden diese Möglich- 
keiten mehr als sie ihm nützen. 

Wettbewerbunterden Leistungsanbietern ist 
richtig,er kommt allen Versicherten zugute.Wett- 
bewerb unter den Krankenkassen aber schwächt 
dieSolidaritätderversicherten und stärkt nurdie 
Position der Leistungsanbieter und der privaten 
Versicherungen.Dennstehenjetztdie 250 Kassen 
dem Monopol einer Kassenärztlichenvereinigung 
oder einer Krankenhausketteoderinternationalen 
Pharma-Multisgegenüber,soführtihrWettbewerb 
zueinerSchwächungdergemeinsamenNachfrage- 
macht der Versicherten -und damit zu tenden- 
ziell steigenden Preisen. 

tungserbringern bedarfsgerechteverträge ab und 
ist fürStruktur undQuaiitätssicherungverantwort- 
lich. lm LAG-Aufsichtsrat kontrollieren die einzei- 
nen Kassen die Geschäftsführung und vertreten 
die Interessen ihrerversicherten - so kann sich 
die iKK zum Beispiel für die Handwerker,die BKK 
für Industrieangestellteoderdie AOKfür Rentner 
undchronisch Krankestarkmachen,ohnefür ihr 
Engagementfinanziell abgestraft zu werden. Ein 
Risikostrukturausgieich wird überflüssig.zwisch- 
enden Bundesländern bestehendeunterschiede 
könnendurch einen Länderfinanzausgleich neutra- 
lisiert werden-der auch Steuerzuschüsse aufneh- 
men sollte. Die Krankenkassen alsVertreter ihrer 
Versicherten erhalten dieVerwaltungskosten ent- 
sprechend ihrer Mitgliederzahl aus dem Fonds. 

Gesundheitspflege ist eine gesellschaftliche 
Kernaufgabe.die ein liberalisierterVersicherungs- 
markt nicht leisten kann.DieSolidargemeinschaft 
kann jedoch den Wettbewerbder Anbieter nutzen, 
um notwendige Leistungen in guter Qualität güns- 
tigereinzukaufen.Das müssen wir beachten,wenn 
wir in Deutschland weiterhin stolzdarauf sein wol- 
ien,dassdurch Krankheit,AlteroderBehinderung 
niemand in Not kommt.Und eines ist gewiss:Der 
Erhaltder Soiidargemeinschaftist im Zweifelsfall 
wichtiger als der Erhalt einer großen Koalition. 

- 
und eine bessere Absicherungvon Selbständigen Zusammenarbeit statt Wettbewerb 
und saisonal Beschäftigten. Wir begrüßen daher fll 

I 
- 

auch die Ansätze einer Job-to-Job-Vermittlung. Der ohnehin brüchige Kompromiss zur 
Lebensarbeitszeitkonten müssen zudem portabel Gesundheitsreform mussdeshalb neu dis- 
und vor Insolvenz der Unternehmen geschützt - kutiertwerden:UmdieVersichertengemein- 
sein. Die Einführung von geschützten portablen Schaft gegenüber den Leistungsanbietern zu stär- 
Lebensarbeitszeitkonten würde uns in Form von ken,brauchtesZusammenarbeitstattWettbewerb. 
dortfestgehaltenen endlosen Überstunden zahl- i6Arbeitsgemeinschaften.fürjedes Bundesland 
reicher Arbeitnehmerinnen und -nehmer auch eine. könnendieKakophonieder 2 5 0  konkurrieren- 
plastisch vor Augen führen. dass es mehr Arbeit den Kassenvon heuteersetzen.Jede Landesarbeits- 
gibt als wahrgenommen und dass sie nur unge- gemeinschaft (LAG) bündelt die Kraft aller in der 
recht verteilt ist. Region aktiven Kassen und übernimmt so die 

A Budget- und Strukturverantwortung.Versicherte 
Die Beschäftigungsversicherung sichert auch ~ ~ t ~ ~ ~ k ~ ~ w , ~ ~ ~  

heitsfondsein.derdasGesamtbudgetallerKassen 
und Arbeitgeber zahlen in einen Landesgesund- 

Selbständige und Personen in unsteten Arbeitsver- 
hältnissen wie in Branchen,diestarken saisonalen darstellt. Die Geschäftsführungder LAG schließt ! '; 
Schwankungen unterliegen. gesetzlich ab. Sich mit Kliniken, Ärzteverbänden und anderen Leis- 

D 0r.Wolfgang Wadarg, 
Arzt und MdB (SPD] furden 
WahlkreiiifFienrbur@~Srhlei 

rpw 42006 
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Seitherwerben dieKassen um diewette-und 
zwar um möglichst viele und möglichst gesunde 
Versicherte. Eine Kasse, die sich für chronisch 
Kranke ins Zeug legt, lockt jene Versicherten an, 
die hohe Ausgaben verursachen. Die traurigen 
Folgen sind bürokratische Hürden bei der Leis- 
tungsgewährung,ausgedünnte Betreuungs- und 
Beratungsstrukturen und Vermeidung spezieller 
Angebotefürchronisch Kranke.Umdiesesim Kern 
marodeSystem etwasgerechterzu gestalten,wolI- 
teder Gesetzgeberden bisherige RSA im Jahr2007 
durch einen morbiditätsorientierten RSA (Morbi- 
RSA) ablösen. Dieser wäre auferund der Vielzahl - 
einzubeziehender Daten verwaltungstechnisch 
aufwendig, böteden Kassen aber einen stärkeren 
AusgleichfürdieVersorgungvonChronikern.Künf- 

I Gesundheits- t i g  so11 eine neu zu schaffendeGesundheitsfonds- 
~ehörde ihre Gelder auf die Kassen so verteilen, 

kompromiss neu dass Risiko-Selektion sich nicht mehr lohnt. Der 
Gesundheitsfondsfand anfangsauch beiderSPD 

verhandeln! breiteZustimmung,weilerdie risikogemäßever- 
teilung desGesamtbudgets aller Kassen überneh- 
men, die Privaten Krankenversicherungen (PKV) 

Dem Solidarsystem drohen in Fond und Risikoausgleich einbinden und den 
Wechsel in einezunehmend durch Steuernfinan- 

irreparable Schäden zierte Krankenversicherung einleiten könnte. 

1992 wurde der Risikostrukturausgieich 
(RSA) eingeführt. der die .,Fonds" der 250 
gesetzlichen Krankenkassenverbindet und 

die Belastungsunterschiede in Bezug auf Alter, 
Geschlecht. Einkommen und beitragsfrei Mitver- 
sicherteausgleichen sollte. Die neuen Kassen ana- 
lysierten ihre Ausgabenprofile sehr genau- und 
stellten erschrocken fest, dass nur fünf Prozent 
ihrerversicherten 80 Prozent der Ausgaben ver- 
ursachten. Der RSAglich die unterschiedliche Be- 
lastung der Kassen mi t  chronisch Kranken bei 
weitem nicht aus. 

Jetzt wirddergesetzlich bereitsfixierteMorbi- 
RSA zurückgenommen und durch die Kopplung 
an den neuen Fonds in die Nähe der nächsten 
Bundestagswahl und damit auf unbestimmteZeit 
verschoben. Zudem werden die privaten Kassen 
ausdem Fonds und damit auch ausdem RSA her- 
ausgehalten. Der Einstieg in die Steuerfinanzie- 
rung i s t  eine hohle Phrase angesichts des realen 
Ausstiegsdes Finan~ministers~derder GKVgerade 
die Tabaksteuer in Höhe von 4,s Milliarden Euro 
entzogen hat. Hinzu kommt, dass weitere ent- 
solidarisierende Hebel sehr unauffällig angesetzt 
wurden: Wenn die Kassen mi t  dem Fonds nicht 
auskommen. können sienämlichentwedereinen 
prozentualenZusatzbeitragodereine..kleine"Kopf- 
pauschalevon den Versicherten fordern. 

So hat sich dieCDUICSU zur Freude der privaten 
Versicherungswirtschaftmit ihren beiden Haupt- 
forderungen durchgesetzt: Die Arbeitgeberbei- 

Um die Ausbeutungvon postgraduellen Prak- 
tikantinnen und Praktikanten sowievonVolontä- 
rinnen undVolontären zu verhindern,fordern wir, 
dass sich Entlohnung. Arbeitszeiten, soziale Ab- 
Sicherung sowie Urlaubsansprüche an den tarif- 
rechtlichen Vereinbarungen dieser Branche ori- 
entieren. Diese Ansprüche müssen in Form von 
einklagbaren Rechten im Berufsbildungsgesetz 
verankert sein. 

Wir brauchen einen 
Fort- und Weiterbildungs-Pakt 

Die in Deutschland ÜblicheTrennung in Oua- 
lifizierungvordem Berufsleben in Schule,Ausbil- 
dung oder Studium und während des Berufsle- 
bens durch betrieblicheoder individuelle Fort- und 
Weiterbildung i s t  zu starr. Deutschland hinkt im 
EU-Vergleich im Bereich der Weiterbildungsogar 
hinterher. Um uns als Wissens- und Dienstleis- 
tungsgesellschaft jedoch behaupten zu können, 
müssen unsere Erwerbsbiographien zu Lernbio- 
graphien werden.Nurdurch lebenslanges Lernen 
bleiben Beschäftigte in Zeiten eines sich beschleu- 
nigenden technischen Wandels auch beschäfti- 
gungsfähig.denn Produktionsformen,-techniken, 
-verfahren verändern sich immer schneller. Nur 
so bleibt die Wirtschaft auch wettbewerbsfähig. 

Weiterbildung ist also im unternehmeri- 
schen Interesseund damit selbst dortnot- 
wendig,woArbeitnehmerlnnen denselben 

Arbeitsplatz behalten. Die Wirtschaft zieht sich 
jedoch zunehmend aus ihrerVerantwortung für 
Aus- und Weiterbildung sowie Personalentwick- 
lung zurück.Sie wälzt damit die Kosten und Risi- 
ken aufdas Individuum unddieGemeinschaft ab. 
Auseinem kurzfristigen Kostengedanken heraus 
führt diesdauerhaft zu einem zunehmenden Ab- 
schmelzendes hiesigen Fachkräftepotentials und 

D Frank Schwabe, ps.SPD-MdB.Sprerher dcr.,DenkfarbriV und lebt 
in cartrop-Rauxel. 
C+ lnkcn Wiese, 31. Gerchäflrf~hrciin der ..DenkfabiiK und lebt in 
Berlin. 

damit zu einer drastischen Schwächungdes Stand- 
ortes Deutschlandes. Die unausgesprochene An- 
nahme der Wirtschaft, bei Engpässen Fachkräfte 
aus dem Ausland wie Waren ,.zukaufen" zu kön- 
nen,verkennt,dass die Steuerungvon Migration 
und Integration gesamtgesellschaftlich viel zu 
bedeutsam sind. als dass sie von rein wirtschaft- 
lichen Interessen diktiert werden könnten. Der 
Staat kann den Mangel an Verantwortung von 
Seiten der Wirtschaft wederfinanziell noch poli- 
tisch ausgleichen.Denn eine Lernkultur lässt sich 
nurdurch einen Mentalitätswechsel erreichen,an 
dem alle gesellschaftlichen Kräfte beteiligt sind. 
Weiterbildung muss zum Bestandteil der unter- 
nehmerischen und persönlichen Entwicklungs- 
Strategie werden. 

Wirfordern paritätische Finanzierungvon 
Weiterbildungsangeboten durch Arbeitge- 
berlnnen. Arbeitnehmerlnnen und den 

Staat. Österreich geht hier mit weitereichenden 
Konzepten voran. Die Wirtschaft trägt hier ihren 
Teil der Verantwortung durch einen finanziellen 
Beitrag. In Zeiten der„Bildungskarenz" genießen 
die Arbeitnehmerlnnen Kündigungsschutz, ge- 
genüber dem Staat haben sie in dieser Phase 
SozialhilfeanspruchDamit kommtjeder undjede 
und nicht nur Besserverdienende in den Genuss 
von qualifizierenden Maßnahmen Gerade gering- 
verdienenden Beschäftigten sollen damit neue 
Aufstiegschancen erhalten.Auch Sabbaticals soll- q 
ten zur Weiterbildung genutzt werden können. 

Auch Ältere dürfen von Innovationen nicht 
ausgeschlossen sein.Wir fordern deshalb BAFÖG 
auch für Ältere. Nur so ist gute Arbeit bis zum 
Renteneintrittsalter möglich. Ohne eine konse- 
quente Umsetzung von Konzepten des lebens- 
langen Lernens und derVermittlungvon präven- 
tivem Arbeits- als Gesundheitsschutz bleibt eine 
Erhöhung des Renteneintrittsalter auf 67 Jahre 
eine Rentenkürzung durch die Hintertür. m 
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EI Neue Herausgeberlnnen bei spw 

spw erscheint ab Heft 150 nicht nur in einem 
kleineren Format.in neuem Layout und demnächst 
mit 8 Hefte/Jahr,sondern hat auch den Herausge- 
berlnnenkreis erweitert. Neue Herausgeberlnnen 
sinddersprecherder Parlamentarischen Linken,Dr. 
Ernst-Dieter Rossmann (SPD,MdB),Florian Pronold 
(SPD, MdB), Iris Gleicke (SPD. MdB), Niels Annen 
(SPD,MdB),Jutta Blankau (IG-Metall Bezirksleiterin 
Küste) SowieMichael Guggemos (Leiterdes Berliner 
Büroder IGMetall).Wirwerden sieinden nächsten 
Heften näher vorstellen. 

Auf persönlichen Wunsch ausgeschieden sind 
Thomas Sauer, Ulrich Zachert und Karin Benz-Over- 
hage. Wir bedanken uns bei lhnenfür ihre Unter- 
stützung und sind sichertdass sie unserem Zusam- 
menhang auf der einen oder anderen Weise 
verbunden bleiben. 

EI Forum D121 in Bremen für 
Mindestlohn 

Seit November 2005 gibt es auch in Bremen 
eine Regionalorganisation von DL 21. Ziel ist es. 
durch interessante Diskussionsveranstaltung die 
inhaltliche Debatte in der Partei zu beleben und 
wichtigeThemenzu besetzen.NachderAuftaktver- 
anstaitung mi t  Niels Annen zur Lage der Partei 
und der Veranstaltung mi t  Prof. Frank Nullmeier 
von der Uni Bremen zur Entwicklung des Sozial- 
staates diskutierte die Bremer DL 21 kürzlich mit 
Dr.Thorsten Schulten vom Wirtschafts- und Sozial- 
wissenschaftlichen Institut (WS]) der Hans-Böck- 
ler-Stiftung über internationale Erfahrungen und 
Möglichkeiten eines gesetzlichen Mindestlohnes. 

Das Fazit derVeranstaltung: Statt eines Kom- 
bilohnes ist ein gesetzlicher Mindestlohn unter 
MitgestaltungderTarifparteien erforderlich.Drei 
Ziele müssen bei der Neugestaltung des Niedrig- 
lohnsektors erfüllt werden: I. dem Lohn-Unter- 

bietungswettbewerb muss Einhalt geboten wer- 
den. 2. Löhne müssen wieder sozial gerecht sein 
und Armut verhindern. 3. die Kaufkraft muss ge- 
stärkt und öffentliche Mittel zur Steigerung der 
gesamtwirtschaftlichen Nachfrage eingesetzt 
werden statt für ineffiziente Lohnsubventionie- 
rungen. 
[Claudia Bogedan] 

Kontakt: Forum DL2i Bremer über Joachim 
Schuster, E-Mail: schuster@ispw-gmbh.de. 

EI Jüttner will Bildung zum Wahlkampf- 
Schwerpunkt machen 

AnfangJuni2006verabschiedetedera.o.Landes- 
Parteitag der Niedersachsen-SPD den Leitantrag 
,.Zukunft der Bildung". Das Konzeptverfolgt einen 
ganzheitlichen Bildungsansatz und reicht von 
Bildungsangebotenfürwerdende Familien biszur 
Bildung im hohen Alter Die wichtigsten Punkte 
sind: 

1. Die aufsuchende Elternarbeit,die insbesonde- 
re Familien erreichen soll. deren Kinder aus 
kulturellen bzw. sozialen Gründen zu den Bil- 
dungsverliererlnnen gehören. 

2.  DieStärkungder Kindertagesstätten (Kita)durch 
einen Bildungsauftrag,individuelle Förderung, 
einen Rechtsanspruchfür Betreuungsangebote 
für unter3-Jährige und die schrittweise Einfüh- 
rung der Beitragsfreiheit des Kitabesuchs. 

3. DieUmwandlungderKitasin.,Familienzentren". 
die alle Angebote von Elternarbeit, Kinderbe- 
treuung und Elternbildung zusammenfassen. 

4. DieGrundschule erhält eine.,flexible Eingangs- 
stufe".die dieJahrgänge i und 2 umfasst und 
ineinem bisdrei Jahren zu durchlaufen ist.Sie 
hat differenzierten Einschulungstermine und 
kann von Kindern ab 5Jahren besucht werden. 

5. DasgegliederteSchulwesen wird perspektivisch 
durch die,.Gemeinsame Schule" ersetzt.Aus- 
schlaggebendfürdie Umwandlung bestehen- 
der Schulen der Sekundarstufe I in ..Gemein- 

Konkret stellt sich die Lage bei uns 
wie folgt dar: 

U Über 6Mio.Menschen arbeiten in Deutschland 
für Niedriglöhne. Der Anteil der Niedrigiohnbe- 
schäftigten invollzeitarbeit i s t  au fp% gewach- 
sen. Als Niedriglöhne gelten Löhne, die unter 
75% des Durchschnittseinkommens liegen. 

U 2.5Mio.V0II~eitbe~chäftigtearbeitenfürLöhne, 
diewenigerals5o%des Durchschnittslohnsvon 
1442 Euro betragen (Armutslöhne). 

U Die Tarifbindung schwindet. In Westdeutsch- 
landsind nur noch7o%der Beschäftigtendurch 
Tarifverträge erfasst, in Ostdeutschland sogar 
nursS%. 
Armutslöhne werden auch in tarifgebundenen 
Branchen bezahlt, Stundenlöhne zwischen 3 
und 6 Euro bruttosind keine Ausnahme. 

Das heißt:VieleMenschen,dieim sogenannten 
„Niedriglohnsektor" arbeiten, können durch eine 
Vollzeitstellenicht eigenständigfür ihren Lebens- 
unterhalt sorgen,sie sind armtrotz Arbeit. Niedrig- 
löhneverfestigen die Armut in unserem Land und 
sind nicht nurein Problemvon Ungeiernten.60% 
der Beschäftigten im Niedriglohnsektorverfügen 
über eineabgeschlossene Berufsausbildung.Die 
Arbeitsmarktforschung belegt, dass es für diese 
Menschen kaum Aufstiegschancen in besser be- 
zahlte Jobs gibt. Niedrigiöhne sind kein Einstieg 
in eine bessereZukunft,sondern bedeuten meist 
einverharren in Armut.Das istfür unsein unhalt- 
barerzustand, bei dem wir nicht länger zuschau- 
en dürfen. Gute Arbeit muss gerecht entlohnt 
werden. 

2. Darüber hinaus bedarf es in einem zweiten 
Schritt eines gesetzlichen Mindestlohnes für 
Branchen,in denen es keineTarifverträgegibt 
oder diese nicht greifen. Die Höhe wird nicht 
durch den Gesetzgeber festgelegt, sondern 
durch eineKommission,dieausVertreternder 
Arbeitgeber,Gewerkschaften undWissenschaft- 
lern besteht. In regelmäßigen Abständen soll 
sieüberdieEinkommensentwicklung berichten 
unddieHöhedesMindestiohnesderwirtschaft- 
lichen Entwicklung anpassen. 

In Großbritannien wurden mit der sog. Low 
Pay Commission sehrgute Erfahrungengemacht. 
Die Einführung der Mindestlöhne durch die La- 
bourregierung Tony Blairs hat - entgegen aller 
Unkenrufe-nicht zu Beschäftigungseinbrüchen 
geführt. lm Gegenteil: Großbritannien ist heute 
wirtschaftlich gesehenein Primusin Europa.Auch 
die Erfahrungenderanderen EU-Nachbarn zeigen: 
Der Untergang des Abendlandes i s t  nicht zu be- 
fürchten. 

Nun istesfürunsan derZeit,ausden Erfah- 
rungen anderer Länderzu lernen. Politisch 
gewollt,mitAugenmaßeingeführt undvon 

einer breiten gesellschaftlichen Strömunggetra- 
gen-sowerdenauch bei UnsMindestlöhneeine 
Erfolgsgeschichte. Packen wir es an - im Sinne 
unserer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
Sieverdienen eine menschenwürdige Bezahlung 
und die Gewissheit, ihr Leben aus eigener Kraft 
finanzieren zu können. M 

M Deshalb wil l  ich eine Neuregelung,die in 
zwei Schritten erfolgen soll: 

1. Zunächst sol ien~rbei t~eber und Gewerkschaf- 
ten die Gelegenheit haben. das Arbeitneh- 
merentsendegesetz, das bisher nur für die 
Baubranchen gilt,aufalleWirtschaftsbereiche 
auszuweiten. Mi t  der Ausweitung unterstüt- 
zen wirdieTarifparteien bei derVerhinderung 
von Lohn-und Sozialdumpingdurchentsandte 
Bliliekräfte. DieTarifvertraes~arteien sind auf- 

Q 
U U .  

aefordert. bundeseinheitliche tarifliche Min- 
destlohne in allen Branchen zu vereinbaren. . 1 
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Fota:Chrrtan Kiel 

Beim Stichwort .,Mindestiohn"fällt es oft 
schwer,eine neutralePosition zu beziehen. 
Zu hysterisch sind die Abwehrreflexe, zu 

überschwänglich die Heilserwartungen. Ich will 
versuchen, die Debatte wieder vom Kopf auf die 
Füße zu stellen: 

Worum geht es überhaupt? 
Es geht um Löhne und um ihre Funktion im 
sozialen Gefüge unseres Landes. 

U Löhne sind die wichtigste Einkommensquelle 
für die Beschäftigten. 
Die Lohnhöhe entscheidet über den Lebens- 
standard und darübersob ein Leben in Würde 
undTeilhabe an der Gesellschaft möglich ist. 
Löhne sichern die Existenz der Arbeitnehmer- 
innen und Arbeitnehmer. 

Siesind somit mehrals nurein reiner Lohnkos- 
tenfaktor und eine Variable im internationalen 
Standortwettbewerb. 

Wie ist es um die Situation in Deutschland 
bestellt? 

Deutschland ist eines der wenigen Länder in 
derEuropäischenUnion.dasüberkeiner1eiMindest- 
lohnregelungverfügt.Daswirdgerne übersehen. 

Allheilmittel oder 
ideologischer 
Kampfbegriff? 

Warum Mindestlöhne 

notwendig sind 

von Andrea Nahles 

Wir sind hier also die Ausnahme und hinken der 
Entwicklung unserer Nachbarn hinterher. Außer 
Deutschland gibt esnur indreieuropäischen Län- 
dern keine gesetzliche Lösung: in Skandinavlen. 
Österreich und Italien. 

Diese Staaten haben aber andere effektive 
Instrumente: 
In den skandinavischen Staaten gibt eseinen 
gewerkschaftlichen Organisierungsgrad von 
über 80%. 
In Österreich gibt es die Pflichtmitgliedschaft 
der Arbeitsgeber in der Wirtschaftskammer. 
InltalienführtdieVerfassungdefactozurAll- 
gemeinverbindlichkeit allertariflichen Löhne. 

Bei und hingegen gibt es keine vergleichbare 
Reißleine, die ein Absinken der Löhne ins Boden- 
loseverhindern könnte. 

In der gegenwärtigen Debatte wird auch fol- 
gendes0fivergessen:Bereits heute subventioniert 
der Staat in erheblichem Umfang Niedriglöhne. 
Im Septemberzoog bezogen gut goo.oooErwerbs- 
tätige ergänzende Leistungen der Grundsicherung 
(Hartz iV),weil ihreigenes Einkommen nicht aus- 
reichte. um ihren Bedarf zu decken -davon rund 
280.000 Vollzeitbeschäftigte. 

Same Schulen" ist der Elternwille. Die Kinder 
erhalten einen Rechtsanspruchfüreinen Platz 
in einer,.Gemeinsamen Schule". 

6. Um bestehende Schulen zur Umwandlung in 
eine .Gemeinsame Schule" zu motivieren, er- 
halten sie zusätzliche Mittel.Sitzenbleiben und 
Abschulen werden in keiner Schulform zuläs- 
sig sein. 

7. Für alle Kinder wird ab der Kita ein Lernent- 
wicklungsbericht geführt,derdie individuelle 
Förderungabsichert. 

Der niedersächsische SPD-Fraktionsvorsitzende 
und designiertespitzenkandidat fürdie Landtags- 
wahl, Wolfgang Jüttner, kündigte an, mi t  dieser 
Positionierungals Programmschwerpunkt in den 
nächsten Landtagswahlkampf zu ziehen. 
[Thilo Scholz] 
b Infos:www.s~d-niedersachsen.de 

Subskription der Gesammelten Schriften mit ig% 
Preisnachlass (ca.i80,00 Euro). 
[Reinhold Rünker] 

Bestellungen direkt über den Verlag unter 
www.offizin-verIag.de 

Zukunftsdialog Rheinland 

Das Forum D121 in der Region Mittelrhein setzt 
seineVeranstaItungsreihe,.Zukunftsdialog Rhein- 
land" fort. Am Donnerstag. 14. September, disku- 
tiert im Kölner DGB-Haus spw-Mitherausgeber 
Prof. Dr. Klaus Dörre (Uni Jena) zum Thema .,Pre- 
karisierung der Arbeit". Zur regionalen Struktur- 
politik referiert am 17. Oktober im Kurt-Schuma- 
cher-Haus, Leverkusen. PD Dr. Dieter Rehfeld vom 
Institut Arbeit und Technik, Gelsenkirchen. 
b Infos: info@forum-dlzi-nrw.deoder 

www.forum-dl21-nrw.de. 

O Neuerscheinungen zum ioo. Geburts- 
tag von Abendroth 

Zum 1oo.Geburtstagvon Wolfgang Abendroth 
sind,neben der bereitsvonThiioScholle in spwi4g 
besprochene Biografievon Andreas Diers (VSA-Ver- 
lag) zwei weitere Titel erschienen. Ebenfalls aus 
dem VSA-Verlag kommt die Dokumentation der 
Tagung:.Arbeiterbewegung-Wissenschaft-De- 
mokratiew im Haus der lG Metall. Frankfurt a.M., 
vom 6.Mai 2006unterdemTitel .Antagonistische 
Gesellschaft und politische Demokratie~.Das Buch, 
herausgegebenvon Hans-Joachim Urban.Michael 
Buckmiller und Frank Deppe, kostet 16.80 Euro. 

Ein anspruchsvollesVorhaben hat der Offizin- 
Verlag begonnen. Michael Buckmiller, Joachim 
Perelsund UliSchöler legendenersten Bandeiner 
aufio Bänden angelegtewerksausgabe derSchrif- 
tenvonWoifgangAbendrothvor,derdenZeitraum 
von 1926 bis1948 umfasst.Jeder Band umfasst ca. 
6ooSeiten und istals kartonierteund gebundene 
Ausgabeerhä1tlich.E~ besteht dieMöglichkeitder 

spw erscheint ab2007 mit acht Heften1 
Jahr. Der Heftumfang bleibt bei 60 Seiten. 
Das Einzelheft kostet künftigg,ooEuro,das 
Jahresabonnement 39.00 Euro. Bei Ertei- 
lungeiner Einzugsermächtigung reduziert 
sich das Jahresabonnement auf 37.00 Euro. 
Für das Auslandsabonnement berechnen 
wir 42,oo Euro. 
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Claudia Walther,Jahrgangig63,Politikwis- 
senschaftlerinausAachen.Sie begann ihre 
politische Arbeit 1981 als Bezirksschüler- 

sprecherin und später beim Sozialistischen Hoch- 
schulbund (SHB).Von 1990 bis 1993 war sie stell- 
vertretende Juso-Bundesvorsitzende mi t  dem 
Schwerpunkt Frauenpolitik.Auf dem Potsdamer 
Juso-Bundeskongressiggi warsiegegen RaIf Lud- 
wig bei der Wahl zum Bundesvorsitz unterlegen. 
Inden goerlahren warsieauch Mitherausgeberin 
der spw. 

Von 1994 bis 1996 war Claudia hauptamtlich 
im Sekretariat der IUSY (International Union o f  
SocialistYouth) in Wien beschäftigt.Heute lebtsie 
mi t  ihrem Partner und ihrer einjährigen Tochter 
in Köln und arbeitet als Projektmanagerin beider 
Bertelsmann-Stiftung in Gütersloh. Politisch be- 
tätigt sie sich derzeit im SPD Vorstand Aachen 
Stadt.dem Forum DLn und im Netzwerk Frauen- 
Zeiten. 

Ich will dazu stehen können, 
was ich tue 

spw:Claudia,was hast Duvon Deinerpolitisch- 
en Arbeit bei den Jusos beruflich mitgenommen? 

Claudia Walther: DasThema Gleichstellung 
zieht sich durchallemeine beruflichenTätig. 
keiten. Zum Beispiel beim Organisieren 

eines Mädchentags in der der Euregio Maas-Rhein 
oder bei der Bertelsmann-Stiftung im Projekt 
,,Balance zwischen Familie und Arbeitswelt" (bis 
Ende letzten Jahres).Ausder Zeit beider IUSY hat 
mich sehr geprägt, dass ich dort in der Zusam- 
menarbeit mi t  Leuten aus ganz anderen Kultur- 
kreisen meine eigene Arbeits- und Denkweise 
immer wieder reflektieren musste. 

spw: Inwieweit waren Deine ehrenamtlichen 
Erfahrungenfürdie beruflicheWeiterentwicklung 
hilfreich? 

ClaudiaWalther:Zwischen beruflichen und 
ehrenamtlichen Erfahrungen eabes bei mir 
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Kurzum I vonThomas Westphal 

Es war in denfrühenMaiwochen.DieMehr- 
zahl der Deutschen -vor  allem jene die 
später in wilder Partylaune die Deutsch- 

landfahnean ihre Autossteckten-waren zu dieser 
Zeit noch der Meinungdiedeutsche Mannschaft 

P wird in derVorrundeausscheiden.5ie waren viel- 
mehrdamit beschäftigtoballesfriedlich bleiben 

- würde während der Weltmeisterschaft. Die Frage 
ob der iranische Staatspräsident für die Spiele 
seiner Mannschafteine ~ in re ise~enehmigu"~  in 
Deutschland bekäme beschäftigtedieTageszeitun- 
gen.Indiesen WochengingdasverloreneSchiacht- 
Schiff des deutschen Liberalismus ..Der Spiegel" 
zur unerwarteten Offensive in der Iran-Frage über. 
Er präsentierte ein ausführliches Interview mit 
Ahmedineshad, der über Wochen und Monaten 

P damit auffiel. den Holocaust zu leugnen. Dieses 
lnterview lieR zu dieser Zeit bereits mi t  den Hän- 

P 
den greifen, warum die Europäer und vor allem 
die Deutschen zehn Wochen später bei Ausbruch 
und Eskalation des Libanon-Krieges eine solche 
ohnmächtige, hilflose fast gleichgültige Haltung 
andenTag legen soiiten.Eswarzu erwarten,dass 
der Spiegel mit der Gereiztheit eines Vertreters 
der realistischen Schuleeinen irrationalenvertre- 
ter des Islams als Demagogen entlarven wollte. 
Aberweit gefehIt.DerSpiegelvergaRoffenbardie 
alte DenkschuledesLiberalismus,warfjeden Rea- 
lismusvon Bord und bezog die Positiondes höher 
entwickelteneuropäischenZentristen.derdiewest- 
IicheWelt mit ihren Werten undgesellschaftlichen 
Regelnfürweit überlegen hält.Dergewiefte Popu- 
list ausTeheran nutzte diesen universalistischen 
Übermut des Deutschen Nachrichtenmagazins 
leidlich aus, kontertejede Frage mitdemverweis 
auf die irrationale einseitige Treue zu Israel und 
stellte die gesamte Ratiodes Westens in Frage. 

Kurzurn:MitdemVersuch.dasjournaIistische 
lnterview zur scharfen Waffe des Kreuzzuges für 
westlichewertezu schmieden wolltederSpiegel 
Ahmedineshad moralisch richten und hat sich in 
Wahrheit nur zum Kronzeug für seine antiwest- 
liche Hetze zurVerfügung gestellt. 

DThomar Wcrtphal, 
Diplom-volkrwirt, rpw- 
Mitheravrgeberer IeM und 
arbeitet in Dorfmund. 

iot0:priuat 

In diesem selbst gebauten Schraubstock 
zwischen westlichenWertehochmut gegen- 
über dem Islam und historisch motivierter 

Kritiklosigkeit gegenüber lsraei steckt dieeuropä- 
ischeAuRenpolitiknun im Libanon-Kriegfest.Mit 
jeder Offensive der israelischen Armee wird eine 
Lösung des groRen Weitkonfliktes in der Region 
und darüber hinaus aufJahrzehnte unmöglich. 

.Die Weit muss jetzt sagen: lsraei du hast die 
Verpfichtungzu verhandeln. Wir unterstützen dich 
dabei. Aber wir unterstützen auch die Menschen, 
dieseitlahrzehnten unterBesatzungsrechtstehen 
und schikaniert werden. So kann es nicht mehr 
weitergehen. Das ist der Kern des Probiems und 
nicht die Hisbollah!" 

Diese klare Botschaft kam nicht ausSyrien oder 
Paiästina.Derehemalige Staatsministerim Auswär- 
tigen Amt,Helmut Schäfer (FDP), hatdiesunmiss- 
verständlich in einem Radio-interview zu Protokoll 
gegeben. 

Kurzurn:Erstwennverantwortliche (und nicht 
nurehemalige) Politiker in Europa ein solche Kiar- 
heit wieder zurückgewinnen und mit diplomati- 
scher Offensive verbinden besteht eine Chance, 
der USAdas HeftdesNichthandelnsausder Hand 
Z U  nehmen. D 

spw: Inder Frauenpolitik haben wirdamalsviel 
überdas KonzeptvonGleichheit und Differenz (s. 
Kasten) diskutiertwie geht es Dir heute damit? 

Claudia Walther: Das ist ein zwiespältiges 
Gefühl. Einerseits denke ich.das war eine 
abgedrehteakademi~cheDebatte~dienichts 

mit der Praxis zu tun hatte.Andererseits gibt es 
die Frage.Vielfalt zu akzeptieren, heuteeigentlich 
wieder in der ,,Diversity-Debatte". Gerade wenn 
es um die Integration von Zuwanderern geht,setzt 
Frankreich zum BeispieleheraufCleichheit.wäh- 
rend in England die Differenz als ,,multicultural 
society" gelebt wird. 

spw: Welche kritischen Anmerkungen hast Du 
heute zu Deiner SHB- und Juso-Zeit? 

Claudia Walther: Ichdenkewirhaben esuns 
bei manchen Sachen zu einfach gemacht. 
Wir haben uns die Lösungen einfachervor- 

stellt haben und nicht in der Komplexitätgesehen, 
wie ich das heute tun würde.AuRerdem habe ich 
irgendwann kapiert,dasses mehrereWahrheiten 
gibt.mit denen mansichauseinandersetzen muss. 
Dennsie kommen auseineranderen Perspektive 
und haben ihre Berechtigung.ln der Auseinander- 
setzung kann dannfür beide Neues rumkommen. 

spw: Was ist Dir persönlich positiv in Erinne- 
rung geblieben? 

ClaudiaWaIther:Sehrviel.Dasgemeinsame 
Politik machen wareine klasseSache.Inder 
Auseinandersetzung um die Änderungdes 

Asylrechts 1992 zum Beispiel, da hat der Juso- 
Verband sehrvehement gegen dieasylfeindliche 
Position selbst der eigenen Partei gekämpft. Da 
haben wir alle sogar 300 DM Strafe bekommen, 
weil wir mi t  bedrucktenT-Shirts in der Bannmeile 
standen. 

Das ßegriffspaar spiegelt die beiden 
grundsätzlichen Herangehensweisen in der 
Frauenpolitik zwischen Anpassung und 
Stärkung der Andersartigkeit wieder. Der 
Begriff Gleichheit steht für die rechtliche, 
wirtschaftliche und sozialeGleichstellung 
der Frauen. wie sie von der sozialistischen 
Frauenbewegungeingefordert wurden. Die 
Betonungder Differenzgeht ursprünglich 
auf die bürgerliche Frauenbewegung zu- 
rück,diedie .weibliche Eigenart. und nso- 
ziaie Mütterlichkeit. symbolisch aufgewer- 
tet haben wollte. Die Frauenbewegung hat 
beide Konzepte kontrovers diskutiert und 
schlieRlich als zwei nicht voneinander 
trennbare Aspektezum BegriffspaarGleich- 
heit und Differenz zusammengefügt. Die 
Frage nach derGewichtung beider Anteile 
inder Praxisspiegelt sich auch heute noch 
in der Frauenpolitik wieder. 

spw: Claudia, vielen Dank für das Gespräch. c + c i a , d i a w ~ i t h „ a ~ ~ e ~ , i k ~ ~ i h u ~ e r r p r e ~ h e r n ~ ~ x > , i ~ t o  prva? 
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